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haltsausgaben im Rechnungsjahr 1951 
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die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage 
von 10 000 DM und darüber für das Rechnungsjahr 1951. 
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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage 
von 10000 DM und darüber im Rechnungsjahr 1951 


Kap.! Tit. 


Haushalts- 
betrag 
für 1951 

DM 


Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 


Begründung 


Einzelplan II — Deutscher Bundestag — 


1 



Eil hin- 
ter 
! 6 


30 000, — j Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren usw. 

Die Mehrausgabe ist auf die vermehrte Inanspruch- 
j nähme der Fernsprech- und Fernschreibanlagen 
j durch Abgeordnete und Fraktionen zurückzuführen. 
I Außerdem wurden mit der Übernahme des ersten 
Abschnitts des Erweiterungsbaues (Zwischenbau) 
am 1. Dezember 1951 50 neue Fernsprechanschlüsse 
in Betrieb genommen. 

I 

*) 60 500, — Umbauarbeiten im Bundeshaus. 

Der ordnungsmäßige Verlauf der Penarsitzungen 
erforderte dringend die Schaffung eines direkten 
Einganges zur Wandelhalle und eines gesonderten 
Treppenaufgangs zur Gästetribüne. Diese unab- 
: weisbar notwendige Maßnahme mußte außerplan- 
mäßig genehmigt werden. 


527 900,- 


Einzelplan IV — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


1 20 2 000, — 10 553, — Kosten für Sachverständige. 

Das Kabinett hatte aus seinen Mitgliedern einen 
engeren Kabinettsausschuß zur Vorbereitung von 
Entscheidungen über wirtschaftspolitische Fra- 
gen von grundsätzlicher Bedeutung gebildet. Für 
diesen Ausschuß war in der Zeit vom 27. Februar 
i bis 30. November 1951 ein Geschäftsführer, zugleich 

{ i gutachtlicher Berater tätig, der als Sachverständi- 

i ger honoriert werden mußte. Die Kosten dieses 

i Sachverständigen konnten bei Veranschlagung des 
Haushaltsansatzes für das Rechnungsjahr 1951 
noch nicht berücksichtigt werden. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1951 

: Betrag der über- 
planmäßigen 
; und der *) außer - 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 

i 


DM 

1 DM 





Einzelplan IV a 

— Auswärtiges Amt — 

2 ! 

13 1 

61 200,- 

-1 21 700,— 

Bücherei. 


Die Anzahl der aus dem Inland an die Auslands- 
behörden zu liefernden Zeitungen, Zeitschriften 
usw. und die Anzahl der im Ausland von den Ver- 
tretungen beschafften Druckschriften mußte im 
Laufe des Rechnungsjahres wesentlich erhöht wer- 
den. Ferner mußte bei der Versendung der für 
Inlandszeitungen und Zeitschriften, die durch die 
Lieferfirmen unmittelbar geschieht, vielfach von 
der Postversendung auf die teuere Luftpost- 
sendung übergegangen werden. Dadurch haben sich 
die an die Lieferfirmen zu erstattenden Be- 
schaffungskosten wesentlich erhöht. Schließlich ist 
bei Veranschlagung des Haushaltsansatzes, die nur 
neun Monate des Rechnungsjahres (bis zum 
31. Dezember 1951) — vgl. die „Allgemeine Be- 
merkung“ vor der „Einnahme“ im Einzel- 
plan IV a — umfaßte, unbeachtet geblieben, daß 
aus dem Ansatz die Inlandsbeschaffungen bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahres zu bestreiten sind. 

Der mit 61 200 DM veranschlagte Ansatz für das 
Rechnungsjahr 1951 hat sich aus diesen Gründen 
als unzulänglich erwiesen. 


EU i 4 1200 000, 300 000, Reisekosten, Umzugskosten und Umzugskostenbei- 

(Vorgriff) hilfen aus Anlaß der erstmaligen Zuteilung zu 
einer der neu errichteten oder noch zu errichtenden 
Vertretungen des Bundes im Ausland. 

! Der für die Erfüllung der Zweckbestimmung not- 

! , wendige Gesamtbedarf, der von dem Umfange des 

| Auf- und Ausbaues des auswärtigen Dienstes 

abhängig ist, konnte noch nicht veranschlagt wer- 
1 den. Die Haushaltsanforderungen für die Reeh- 

| nungsjahre 1950 und 1951 mit je 1 200 000 DM 

beruhten daher auf Schätzungen und berücksichtig- 
| ten einen voraussichtlichen Bedarf für den Aufbau 

von 47 Vertretungen. Diese Schätzungen haben sich 
i als zu gering erwiesen. Obwohl noch nicht die 

47 Vertretungen auf- und ausgebaut, noch nicht 
alle Beamten und Angestellten umgezogen sind, 
haben die Reise- und Umzugskosten in den Rech- 
nungsjahren 1950 und 1951 bereits rd. 2 700 000 DM 
betragen, so daß in Höhe von 300 000 DM ein 
Vorgriff auf die Haushaltsmittel des Rechnungs- 
! jahres 1952 unabweisbar war. 
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Kap. Tit. 

i 

Haushalts- 
betrag 
für 1951 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 

ifh »3-' 

DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan IVa — Auswärtiges Amt — ) 

Eil 7 785 800, — 55 671,90 Kosten des Verhandlungsausschusses für die Kon- 

(Vorgriff) ferenz über die Bildung einer Europäischen Armee 
— Pleven-Plan — in Paris (Delegation Paris) usw. 

Der Mehraufwand ist im wesentlichen darauf 
surückzuführen, daß im Hinblick auf die Beschleu- 
nigung des Vertragsabschlusses die Heranziehung 
von abgeordneten Beamten und Angestellten in 
j einem zeitlich wesentlich größeren Umfang not- 
| wendig wurde, als vorgesehen war. Weiterhin 
j waren die für das Personal des Sekretariats Godes- 
berg und der Delegation Paris veranschlagten Be- 
: träge für Gehälter und Vergütungen auf Grund 
der im Zeitpunkt der Veranschlagung noch nicht 
berücksichtigten 20°/oigen Zulagen zu den Grund- 
gehältern usw. nicht ausreichend. Außerdem machte 
die vorbereitende Konferenz für die Agrarunion, 
die in der Zeit vom 26. bis 28. März 1952 stattge- 
funden hat, die Zahlung von Beschäftigungsver- 
gütungen an abgeordnete Beamte usw. in Höhe 
von 3 247,67 DM erforderlich. Für diese Konferenz 
waren in der Annahme, daß sie im laufenden 
Rechnungsjahr nicht stattfinden würde, im Wirt- 
schaftsplan 1951 entsprechende Haushaltsmittel 
nicht veranschlagt worden. Die Mehrausgabe ist 
im Vorgriff auf die Haushaltsmittel des nächsten 
Rechnungsjahres überplanmäßig gebucht worden. 


Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

2 25 10 000, — 10 000, — Kommission für die Geschichte des Parlamentaris- 

mus und der politischen Parteien. 

Der für 1951 veranschlagte Betrag konnte nur grob 
geschätzt werden. Nach Bildung der „Kommission 
für die Geschichte des Parlamentarismus und der 
politischen Parteien“ und Beginn der Arbeiten 
ergab sich zwingend eine Mehrausgabe in Höhe 
von 10 000 DM. 

Einsparung bei Einzelplan VI Kap. 2 Tit. 90. 
(§ 6 (2) des Haushaltsgesetzes v. 7. Dezember 1951). 

2 4 3 055 500, — 337 000, — Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Be- 

nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht — 
Abwicklungsstelle — und für das Amt für die 
Erfassung der Kriegsopfer. 

Erstattung der im Rechnungsjahr 1950 für die in 
Berlin-Wittenau befindliche Dienststelle entstande- 
nen Mehrkosten an das Land Berlin. 
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Kap. 

Tit. 

! 

Haushalts- 
betrag 
für 1951 

Betrag der über- 
' planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 



DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — ) 

hin- — — *) 420 800, — Amt für Landeskunde. 

ter 

' Zuschuß des Bundes zu den nicht durch eigene 

V-> Einnahmen gedeckten Ausgaben. Die Zustimmung 

des Bundesrats zur Übernahme des Amtes in die 
| Bundesverwaltung war bis zum Schluß des Rech- 

nungsjahres 1951 nicht zu erlangen. 

' Einsparung von 681 200 DM bei Einzelplan VI 

Kap. 17 Tit. 1—31. 

hin- — ] — *) 71 800, — Amt für Landeskunde. 

ter ; — wie vorstehend — 

E 27 ! 

Einsparung von 71 800 DM bei Einzelplan VI 
I Kap. E 27 Tit. 1—3. 


Einzelplan VIII — Bundesministerium der Finanzen — 

1 11 411 000, — 10 286,46 Geschäftsbedürfnisse. 

Mehr infolge erhöhten Verbrauchs im Zusammen- 
hang mit der Personalvermehrung und infolge des 
| i Preisanstiegs. 

j i Einsparung bei Kap. 1 Tit. 14 

1 | 16 371 500, — 12 858,09 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen. 

Mehr infolge erhöhten Verbrauchs durch die 
j Trockenheizung des Erweiterungsbaues des Dienst- 

gebäudes und infolge der eingetretenen Preis- 
! , erhöhungen. 

Einsparung bei Kap. 1 Tit. 14. 

, i 

2 21 | 12 000, — 13 000, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen. 

! Mehrbedarf an Umzugskosten infolge Übernahme 

! der Wohnungen des ehemaligen Reichsfinanzhofs. 

Dadurch konnten mehr Umzüge als vorauszusehen 
durchgeführt werden. 

4 29 207 632 000, — 20 883 847,55 Bundesfinanzverwaltung — Steuer — . 

Entschädigung an die Länder für die Mitwirkung 
bei der Verwaltung von Bundesabgaben. Mehr 
infolge höheren Aufkommens bei der Umsatz- und 
der Beförderungsteuer. 
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Betrag der über- 
Haushalts- planmäßigen 

betrag und der *) außer- 

Kap. Tit. für 1951 planmäßigen Begründung 

Ausgaben 

DM DM 


(Fortsetzung Einzelplan VIII — Bundesministerium der Finanzen — ) 

4 |29B 7 297 600, — j 306 797,26 Entschädigung des Landes Berlin für die Verwal- 

; tung der dem Bund zufließenden Steuern. 

iV I 

j Mehr infolge höheren Steueraufkommens bei der 

| I Umsatz- und der Beförderungsteuer. 

i f i 

5 7 a i 9 300 000, — 182 000, — ; Bundesfinanzverwaltung — Zoll — . 

I Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 

j j | Angestellte. Mehr infolge von Versetzungen an 

| besonders gefährdete Grenzabschnitte im Zusam- 

j j I menhang mit der verstärkten Schmuggel- 

| j bekämpfung. 

i ! 1 Einsparung bei Kap. 5 Tit. 7 b. 

5 i 12 1 941 000, — 13 400, — | Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in den Diensträumen. 

Mehr infolge versehentlicher Anweisung eines 1950 
fällig gewordenen Betrages im Rechnungsjahr 1951 
und infolge verstärkter Schmuggelbekämpfung. 

Einsparung bei Kap. 5 Tit. 11. 

Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen. 

Mehr infolge Fertigstellung einer größeren Anzahl 
von Zoll Wohngebäuden als erwartet. 

Einsparung bei Kap. 5 Tit. 7 b. 

Herstellung von Tabaksteuerzeichen. 

Zur Versteuerung des erhöhten Tabak Verbrauchs 
mußten erheblich mehr Tabaksteuerzeichen als 
vorauszusehen hergestellt werden. 

Entschädigung des Landes Berlin für die Ver- 
waltung der dem Bund zufließenden Zolle und 
Verbrauchsteuern. 

mit Ausnahme der Biersteuer. 

Mehr infolge höheren Aufkommens an Zöllen und 
Verbrauchsteuern. 

Einsparung bei Kap. 5 Tit. 18, 18 a und 31. 

6 20 52 000, — 27 302, — Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung. 

Kosten für Sachverständige. Mehr infolge unvor- 
hersehbaren Einsatzes von Sachverständigen bei 
der Einrichtung des Truppenübungsplatzes Hohen- 
fels. 

Einsparung bei Kap. 6 Tit. 23 a. 


5 i 21 i 2 249 000,— 96 000,— 


5 28 j 3 600 000,— ! 1 400 000,— 


5 29 B i 9 450 000,— 1 307 709,76 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. Tit. 

betrag 

und der *) außer- 


für 1951 

planmäßigen 

Begründung 



Ausgaben 


! 

DM 

1 dm 



(Fortsetzung Einzelplan VIII — Bundesministerium der Finanzen * — ) 


11 31 


E 15 | hin- 

I 4- 

| LCi 

Tit.5 


E 15 hin- 
ter 
Tit.5 


91 600, — j 27 737,53 Anteil des Bundes an den Verwaltungskosten der 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder. 

j i 

1 Mehr infolge von Nachzahlungen von Verwaltungs- 

j j kostenbeiträgen für 1950 und infolge Erweiterung 

der Aufgaben der Versorgungsanstalt. 

— *) 68 500, — Bundesfinanzverwaltung — Zoll — Darlehen an 

die Deutsche Bundesbahn zum Wiederaufbau des 
Dienstgebäudes für das Zollamt Hauptgüterbahn- 

| I hof in Kassel. 

1 Die Kosten des Bauvorhabens waren ursprünglich 

| beim Einzelplan VIII Kap. 5 Tit. 15 verplant. Da 
i aus dem Tit. 15 jedoch nur Bauvorhaben bis zum 
Betrage von 50 000, — DM bestritten werden dür- 
fen, der Bauentwurf für das Zollgebäude aber mit 
68 500, — DM abschloß, war es notig, die Kosten 
wegen der Dringlichkeit der Maßnahme außer- 
: planmäßig zu bewilligen. 

— j *) 36 000,— Ankauf eines Bauplatzes für das Dienstgebäude 

des Hauptzollamts in Kleve. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war erforderlich, 

I um den Ankauf eines Grundstücks, das für den 

! | Neubau des HZA Kleve besonders günstig gelegen 

| : ist, zu sichern. 


Einzelplan IX — Bundesministerium für Wirtschaft — 

2 25 30 000, — 10 312,39 Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerb- 

lichen Wirtschaft — Kosten für Beiräte — . 

Die Reisekostenentschädigungen an die Mitglieder 
J der Beiräte gemäß § 4 Abs. 3 des Gesetzes über die 

; Errichtung der Bundesstelle für den Warenverkehr 

I haben im Rechnungsjahr 1951 insgesamt 40 312,39DM 

i betragen. Die Mehrausgabe von 10 312,39 DM war 

sachlich notwendig und unabweisbar. 

; Einsparung bei Kap. 2 Tit. 16. 

2 a 31 1 688 000, — j 39 786,83 Fachstellen der gewerblichen Wirtschaft in Ab- 

wicklung — Verwendung der Gebührenüber- 
schüsse — . 

' Beim Einnahmekapitel 2 a Tit. 3 sind an Gebühren 

i veranschlagt 1 688 000 DM; aufgekommen sind 

! jedoch 1 727 786,83 DM, also 39 786,83 DM mehr. 

Die Ausgabe ist bei Tit. 31 ebenfalls nur in Höhe 
j von 1 688 000 DM veranschlagt. Da nach § 7 des 

§ | Fachstellengesetzes die Gebührenüberschüsse in 
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Kap. Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1951 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan IX — Bundesministerium für Wirtschaft — ) 

| voller Höhe wieder auszuzahlen sind, ist der ein- 

gegangene Mehrbetrag von 39 786,83 DM über- 
I | j planmäßig verausgabt. 

i ! 

3 23 a 2 600, — j 10 534,39 Physikalisch-Technische Bundesanstalt — Ver- 

] mischte Ausgaben — . 

Es handelt sich um unvorhergesehene und unab- 
| weisbare Mehrausgaben, und zwar: 

I a) Erstattung von Verwaltungskosten an die Re- 

gierungshauptkasse in Braunschweig für die 
kassenmäßige Betreuung der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt im Rechnungsjahr 
1951 10 300,— DM 

b) sonstige notwendige Ausgaben . 234,39 DM 

■ j Einsparung bei Kap. 3 Tit. 28 (Nachtrag 1951). 

Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

1 31 385 000, — | 669 100, — Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 

| Unterstützung wissenschaftlicher, technischer und 

sonstiger allgemeiner Bestrebungen auf dem Ge- 
i biete der Landwirtschaft, Ernährungswirtschaft 

sowie Forst- und Holzwirtschaft, soweit nicht dafür 
in den nachfolgenden Titeln und Kapiteln beson- 
dere Mittel vorgesehen sind. 

| Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 
sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 
| $ | bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 

Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
! Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Bekämpfung der pflanzlichen und 
| tierischen Schädlinge einschließlich Reblaus- 

bekämpfung betragen diese Ausgaben 669 100 DM. 
Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 

1 35 4 000 000, — 683 900/ — | Förderung der Beratung und Fachausbildung auf 

dem Lande. 

Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 
zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 
! j sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 

bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
| Ausgaben zu erstatten, die diese während der 

Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
j haben. Für die Förderung der Beratung und 

j Fachausbildung auf dem Lande betragen diese 

Ausgaben 683 900 DM. 

! ! Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 
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Kap. Tit. 


Haushalts- 
betrag 
für 1951 

DM 


Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 


Begründung 


(Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — ) 


1 ; 36 


1 



1 51 


1 56 


i 


100 000, — ( 116 263, — Förderung des Garten- und Obstbaues. 

| Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

i zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 

i | sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 

bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
i . Ausgaben zu erstatten, die diese während der 

| Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 

| haben. Für die Förderung des Garten- und Obst- 

I baues betragen diese Ausgaben . . .116 263 DM. 

I Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 

| 

400 000, — | 84 022, — Förderung der Milchwirtschaft. 

j Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

i zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 

sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 
1 bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 

Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Förderung der Milchwirtschaft 

betragen diese Ausgaben 84 022 DM. 

Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 

878 000, — . 13 678, — ; Bekämpfung der Tierseuchen. 

Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 
zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 
sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 
bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Bekämpfung der Tierseuchen be- 
tragen diese Ausgaben 13 678 DM. 

Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 


1000 000, — , 195 400,— Förderung der Umlegung (Flurbereinigung). 

1 Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 
sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 
bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Förderung der Umlegung (Flur- 
bereinigung) betragen diese Ausgaben 195 400 DM. 
Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 
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1 

Haushalts- 

*=!>• ™- Äl 

' Betrag der über- 
1 planmäßigen 
j und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 

i I DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — ) 


1 65 


1 i hin- ! 
ter 

Tit. 66 1 


2 ; hin- 

1 ter 
! Tit. 34 


I 

I 



900 000, — , 351720, — ■ Durchführung der den berufsständischen Organi- 

sationen aus dem Gesetz über die Auflösung des 
| Reichsnährstandes im Vereinigten Wirtschafts- 
| gebiet vom 21. Januar 1948 (Gesetz- und Verord- 
| nungsblatt S. 21) zufallenden Aufgaben. 

; | Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

I i zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 

| I sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 

| bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
i Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
j Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Durchführung der den berufsstän- 
! dischen Organisationen aus dem Gesetz über die 
| Auflösung des Reichsnährstandes im Vereinigten 
| j Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 1948 (Gesetz- 

I I und Verordnungsblatt S. 21) zufallenden Aufgaben 

| | betragen diese Ausgaben 351 720 DM. 

| Sie mußten überplanmäßig bereitgestellt werden. 

— ! *) 600 000, — ! Förderung besonderer Vorhaben auf dem Gebiet 

, ; der Wasserwirtschaft in den Ländern Rheinland- 

I i Pfalz und Baden für die Zeit vom 21. September 

j | 1949 bis 31. März 1950. 

| ; Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

i i zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 

| | sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 

! i bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 

| Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Förderung besonderer Vorhaben 
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft in den Län- 
dern Rheinland-Pfalz und Baden für die Zeit vom 
21. September 1949 bis 31. März 1950 betragen 

diese Ausgaben 600 000 DM. 

Sie mußten außerplanmäßig bereitgestellt werden. 

— *) 52 715,81 Kosten des Biologischen Instituts für Weinbau in 

Bernkastel. 

! Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 

i zwischen dem Bund und den Ländern der franzö- 

I sischen Zone für die Zeit vom 21. September 1949 

j bis 31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 

« Ausgaben zu erstatten, die diese während der 

| Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
i haben. Für die Kosten des Biologisdien Instituts 
i für Weinbau in Bernkastel betragen diese Aus- 

I gaben 52 715,81 DM. 

I Sie mußten außerplanmäßig bereitgestellt werden. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

Tlt für 1951 

r 

! Betrag der über- j 
planmäßigen 
; und der *) außer- 
planmäßigen j 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten—) 


10 


hin- 
ter | 
Tit. 24 j 



E 15 


22 


hin- 
ter 
Tit. 2 



*) 34 474,471 


3 000— 10 000,— | 


I *) 92 349,80 
un d zwar: 

| 84 305,92 

zu Lasten der 
i Rechnung 1950 
und 

8 043,88 
zu Lasten der 
Rechnung 1951 


Kosten der Befrachtungs- und Speditionsstelle für 
zentrale Einfuhren. 

Zur Weiterführung der Aufgaben der JEIA ab 
1. Juli 1949 wurde bei der Verwaltung für Verkehr 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vorübergehend 
die Befrachtungs- und Speditionsstelle für zentrale 
Einfuhren als kaufmännischer Wirtschaftsbetrieb 
im Sinne des § 15 RHO eingerichtet. Die aus der 
Durchführung ihrer Aufgaben entstehenden Kosten 
sollten durch Erhebung von Gebühren gedeckt 
werden. Die Erhebung von Gebühren auf dem 
gewerblichen Sektor hat sich jedoch als undurch- 
führbar erwiesen, so daß die Befrachtungs- und 
Speditionsstelle nicht in der Lage war, ihre Auf- 
gaben selbst zu finanzieren. Die Abwicklung dev ab 
1. Januar 1950 weggefallenen Befrachtungs- und 
Speditionsstelle ist der Außenhandelsstelle über- 
tragen worden. Für die Zeit vom 1. April 1950 bis 


30. September 1950 betragen. 

1. die Kontrollkosten des 

gewerblichen Sektors 16 957,95 DM 

2. die Verwaltungskosten des 

gewerblichen Sektors 17 516,52 DM 

zusammen: ... 34 474,47 DM, 

die, weil ein Buchungstitel fehlte, außerplanmäßig 

geleistet werden mußten. 


Prozeßkosten. 

Durch Prozesse, die gegen die Bundesrepublik an- 
gestrengt wurden, erhöhten sich unvorher- 
gesehenerweise die Ausgaben. 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel. 

Die Gebäude der Anstalt waren zu 50 v. H. kriegs- 
zerstort. Außer den veranschlagten Wiederherstel- 
lungsarbeiten waren weitere zur Aufrechterhal- 
tung des Betriebes unaufschiebbare Baumaßnah- 
men durchzuführen. Die Anstalt hat die Über- 
schreitung s. Z. unverzüglich gemeldet. Da eine 
Verbuchungsstelle nicht vorhanden war — die 
Feststellungen nach § 33 (3) RHO nahmen unter 
Einschaltung des Bundesrechnungshofes fast zwei 
Jahre in Anspruch — mußten die Ausgaben außer- 
planmäßig geleistet werden. 
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j 

Betrag der über- 


Haushalts- 

planmäßigen 


betrag 

und der *) außer- 


Ka P-; Tlt - für 1951 

planmäßigen 

Begründung 

j 

Ausgaben 


DM 

DM 



Einzelplan XI — Bundesministerium für Arbeit — 

la 31 632 000 000, — 322 761 177,91 Arbeitslosenfürsorgeunterstützung. 

Dem Haushaltsansatz wurde eine Zahl von 500 000 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützungs-Empfängern 
zugrunde gelegt, da nach der Errichtung der Bun- 
i desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 

losenversicherung ein Rückgang an Unterstützungs- 
empfängern infolge der verstärkten Maßnahmen 
! der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge und der 

j Überprüfung der Unterstützungsberechtigung er- 

i wartet werden konnte. Das Gesetz über die 

i Errichtung der Bundesanstalt trat jedoch erst am 

1. Mai 1952 in Kraft und konnte sich deshalb nicht 
mehr im Rechnungsjahr 1951 auswirken. 

Die Zahl der Alfu-Empfänger lag um rund 256 000 
| über dem erwarteten Jahresdurchschnitt, so daß 

j sich zwangsläufig die ausgewiesene Mehrausgabe 

ergab. 

la 34 B 300 000, — 35 921,69 Unterstützung und Berufsfürsorge für Heimkehrer 

im Lande Berlin. 

Der Ansatz mußte geschätzt werden und hat sich, 

| ‘ entgegen der Entwicklung im Bundesgebiet, als zu 

| niedrig erwiesen. Die Mehrausgabe ist zwangs- 

I läufig. 

la 35 B 3 326 000, — J 100 386,75 Pauschalabgeltung der persönlichen und sächlichen 

Verwaltungsausgaben für die Durchführung der 
Arbeitslosenfürsorge im Lande Berlin. 

' ' ! Veranschlagt waren 2 v. H. von 166 675 000 DM 

Gesamt auf Wendungen. Die Aufwendungen be- 
trugen jedoch 171 319 337,61 DM, so daß zwangs- 
| läufig die Mehrausgabe eintrat. 

1 c 34 20 000 000, — 600 000, — Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenver- 

! Sicherung. 

| ' j Der Zuschuß beträgt 1 v. H. der Arbeitsverdienste, 

1 für die Beiträge zur knappschaftlichen Kranken- 
versicherung entrichtet werden. Da das beitrags- 
pflichtige Arbeitseinkommen um rd. 60 Millionen DM 
über dem angenommenen Betrag von 2 Milliar- 
den DM lag, ergab sich zwangsläufig die Mehraus- 
; | gäbe. 

1 c 35 1 000 000, — 59 871,92 Erstattung der Mehraufwendungen von Sozial- 

j | Versicherungsträgern an Verfolgte des National- 

sozialismus. 

j | Die zwangsläufigen Ausgaben entstehen beim Ein- 

treten des Versicherungsfalles und lassen sich des- 
halb im voraus nur annäherungsweise schätzen. 
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DM 
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(Fortsetzung Einzelplan XI 

— Bundesministerium für Arbeit - — ) 

1 c 

37 a 

1 000 000,— 

232 926,43 

Erstattung der Aufwendungen für die Kranken- 
hilfe an Heimkehrer. 


| 



Die Ausgaben sind zwangsläufig. Es stellte sich 
heraus, daß die Heimkehrer in größerem Umfange 
als angenommen wurde, der Krankenhilfe be- 
durften. 

1 c 

47 

(neu) i 

750 000,— 

277 545,24 

Erstattung der Aufwendungen für Leistungen 
j nicht mehr bestehender oder nicht mehr erreich- 
barer Unfallversicherungsträger. 





Die Ausgaben sind zwangsläufig. 

Die Höhe des erstmalig zu veranschlagenden Be- 
darfs (zusammen für die Rechnungsjahre 1950 und 
1951) konnte nur auf Grund unzureichender Unter- 
lagen ermittelt werden. 



Einzelplan XII — Bundes ministerium für Verkehr — 

1 

i 

14 

321 000, — 

54 000,— 

Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 
Kosten für private Fernsprechanlagen. 


j Das Bundesverkehrsministerium in Bonn war bis 
! Januar 1952 auf eine nicht erweiterungsfähige Be- 
helfs-Basa angewiesen. Nach der Verlegung der 
| restlichen Teile des Ministeriums von Offen- 
bach/Main nach Bonn reichte die Anlage nicht 
! mehr aus. Als Ersatz mußte auf posteigene Neben- 
1 Stellenanlagen zurückgegriffen werden. Die Ein- 
richtung dieser Anschlüsse hat zwangsläufig zu 
bedeutenden Mehrausgaben für Fernsprech- 
gebühren geführt. Zum Teil ist die Gebühren- 
erhöhung auch darauf zurückzuführen, daß die 
einzelnen Abteilungen des Ministeriums innerhalb 
von Bonn in auseinandergelegenen Dienstgebäuden 
untergebracht sind. Die Mehrausgabe von 54 000 DM 
; war im Interesse eines reibungslosen Dienstbetrie- 
! bes unvermeidlich. 

Der Betrag in Höhe von 54 000 DM wurde bei 
Kap. 1 Tit. 16 eingespart. 


2 | 21 


115 000, — ; 


20 000 — 


Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen. 


Durch eine erhöhte Zuteilung von Familien- 
wohnungen und den dadurch verursachten erhöhten 
Anfall an Umzugskosten und Umzugskostenbei- 
hilfen war eine Mehrausgabe von 20 000 DM un- 

I vermeidlich. 

I 

I Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
s Kap. 2 Tit. 34 eingespart. 
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DM 

DM 



(Fortsetzung Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — ) 


2 ! 33 


65 000, — 


4 ! 11 



j 

152 800,— j 

i 

! 


85 000,— 


200 000 — 



400 000,— 


11 000, — Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen. 

I Durch verschiedene größere Unfälle sind zwangs- 
! läufig Verpflichtungen zu Ersatzleistungen ent- 
standen, die einen Mehrbedarf von 11 000 DM über 
den Haushaltsansatz hinaus erforderten. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 2 Tit. 38 eingespart. 

13 000, — Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 
Angestellte. 

Durch Verzögerungen in der Fertigstellung von 
Wohnbauten für Trennungsentschädigungsempfän- 
ger, die bei der Veranschlagung der Mittel nicht 
: vorausgesehen werden konnten, hat sich zwangs- 
läufig ein höherer Mittelbedarf ergeben. Die 
Mehrausgabe für Trennungsentschädigungen in 
Höhe von 13 000 DM war daher unvermeidlich. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
' Kap. 4 Tit. 32 eingespart. 

18 400, — i Geschäftsbedürfnisse. 

j Durch die im Rechnungsjahr eingetretenen Preis- 
steigerungen bei Papier und den meisten Büro- 
materialien hat sich trotz Beschränkung der Aus- 
gaben auf das unbedingt notwendige Maß zwangs- 
läufig ein Mehrbedarf von 18 400 DM ergeben. 

, Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 4 Tit. 32 eingespart. 

16 280, — Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 
Kosten für private Fernsprechanlagen. 

Der Mehrbedarf an Haushaltsmitteln in Höhe von 
16 280 DM hat sich zwangsläufig durch die im 
Rechnungsjahr 1951 erfolgte Verlegung der Fern- 
sprechanlagen in das neue Dienstgebäude der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion in Kiel und der- 
jenigen der Abteilung Seeverkehr des Bundes- 
ministeriums für Verkehr in das neue Dienst- 
gebäude in Hamburg ergeben. 

Einsparung in entsprechender Höhe bei Kap. 4 
Tit. 32. 

88 300, — Unterhaltung der Dienstgebäude. 

Der Mehrbedarf ist durch den Zugang neuer 
Dienstgebäude sowie dadurch eingetreten, daß im 
Bezirk der Wasser- und Schiffahrtsdirektion in 
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4 | 16 


(Fortsetzung Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — ) 

i, : Kiel an mehreren älteren Dienstgebäuden wegen 

| Einsturzgefahr größere Reparaturen ausgeführt 

werden mußten, die aus den für das Rechnungsjahr 
| 1951 veranschlagten Mitteln nicht gedeckt werden 
konnten. 

! 

Einsparung in entsprechender Höhe bei Kap. 4 
i M £: #Tit. 32. 


551 300,— ; 


55 500,- 


4 26 a 


207 500, — | 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstüeken und 
Diensträumen. 

Der Mehrbedarf von 55 500 DM ist zwangsläufig 
durch die Zunahme der Ausgaben für Steuern, 
Soforthilfeabgabe usw. sowie durch die Bereit- 
stellung zusätzlicher Diensträume in dem neuen 
Dienstgebäude der Bundesverkehrsbehörden in 
Hamburg und dem neuen Dienstgebäude der 
Wasser- und Schiffahrt direkt ion in Kiel ent- 
standen. 

Einsparung in entsprechender Höhe bei Kap. 4 
Tit. 32. 


11 400, — | Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung. 

; Die Mehrausgabe von 11 400 DM ist zwangsläufig. 
‘ Die dem Haushaltsbetrag zugrunde liegende 
Schätzung wurde von den entstandenen Verbind- 
| lichkeiten über troffen. 

Einsparung in entsprechender Höhe bei Kap. 4 
Tit. 32. 


9 31 340 000, — 40 000, — Druck- und Buchbinderarbeiten zur Herstellung 

| ; der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe. 

! ; Infolge der unvorhersehbaren erheblichen Zu- 

nahme der Kraftfahrzeugzulassungen und Um- 
schreibungen sowie der Aufbietung von Kraftfahr- 
| zeugbriefen reichte der vorgesehene Ansatz nicht 
: aus. Die Mehrausgabe war im Interesse eines 
reibungslosen Dienstbetriebes unvermeidlich, 
j Ausgleich durch Einsparungen: 

I | bei Kap. 9 Tit. 21 in Höhe von . . 6 000 DM 

i ; bei Kap. 9 Tit. 23 b in Höhe von . . 5 000 DM 

! ! sowie im Hinblick auf Mehreinnahmen 

; bei Kap. 9 Tit. 2 in Höhe von . . 5 000 DM 

i j bei Kap. 9 Tit. 3 b in Höhe von . . 12 000 DM 

| | bei Kap. 9 Tit. 6 in Höhe von . . 12 000 DM 

1 ! I 40 000 DM. 
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E 12 hin- 
ter 

Tit.58 


(Fortsetzung Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — ) 

*) 64 000, — Räumung der Wasserläufe in den Ländern Rhein- 
land-Pfalz, Raden und Württemberg-Hohenzollern 
im Rechnungsjahr 1949. 

Auf Grund der finanziellen Auseinandersetzung 
zwischen dem Bund und den Ländern der franz. 
Zone für die Zeit vom 21. September 1949 bis 
31. März 1950 hat der Bund diesen Ländern die 
Ausgaben zu erstatten, die diese während der 
Übergangszeit für Aufgaben des Bundes geleistet 
haben. Für die Räumung der Wasserläufe in den 
Ländern Rheinland-Pfalz, Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern beziffern sich diese Ausgaben 

auf 64 000 DM. 

Sie mußten außerplanmäßig bereitgestellt werden. 


hin- 


ter 

E 17 


I 


Einzelplan XXIII — Allgemeine Finanzverwaltung — 


*)464 000 000,— 


Zur Deckung eines Teils des kassenmäßigen Fehl- 
betrages beim außerordentlichen Haushalt 1951. 


Einzelplan XXIV — Verteidigungslasten einsehl. Resatzungskosten und Auftragsausgaben — 

Resatzungskosten, Auftragsausgaben Klasse I, Auf- 
A. Im Bundesgebiet tragsausgaben Klasse II. 

1—3 3579459500 — 1 655 712 223,02 i , A . , D 

5 ’ Die alliierten Anforderungen über die inneren Be- 

satzungskosten und die inneren Auftragsausgaben 
für das Rechnungsjahr 1951 betragen 

6 595 144 800 DM 

minus Kapitalausgaben (In- 
! vestitio nen), die im außerordent- 

lichen Haushalt veranschlagt wor- 

s i den sind 1 615 585 300 DM 

- 4 979 459 500 DM. 

| Die Erwartung, daß sich ein Überhang von 

1 400 000 000 DM ergeben werde, wie in der Er- 
’ läuterung zu Kap. 1 bis 3 Einzelplan XXIV Nach- 

trag für das Rechnungsjahr 1951 dargelegt, hat sich 
nicht erfüllt. Da die Alliierten die angeforderten 
Mittel vielmehr bis zur Höhe von 4 235 171 723,02 DM 
in Anspruch genommen haben, mußten die den 
Haushaltsbetrag übersteigenden Istausgaben als 
überplanmäßige Ausgaben geleistet werden. 
Einsparung beim Einzelplan XXIV. 

B. Im Lande Berlin 

Kap. 1 bis 3 5 062 047,71 DM 

und bei Kap. 1 des außer- 
ordentlichen Haushalts . . . 243 850 443,02 DM 

zusammen . . . 248 912 490,73 DM. 
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Einzelplan XXV — Verteidigungslasten einschließlich Besatzungskosten 
und Auftragsausgaben der Auslaufzeit 1950 — 


A. Im Bundesgebiet 


1—4 


1489 450 500,— 


287 518 950,64 


Verteidigungslasten einschließlich Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben der Auslaufzeit 


1950. 


B. Im Lande Berlin 
1—4 i j 15 000 000, — j 

zusammen 1 504 540 500, — 


I Die nach dem 31. März 1951 zu leistenden Be- 
| satzungskosten und Auftragsausgaben, soweit sie 
sich auf Verpflichtungen aus dem Rechnungsjahr 
j 1950 beziehen, konnten bei Aufstellung des Bundes- 
haushalispians für das Rechnungsjahr 1951 mangels 
geeigneter alliierter Unterlagen ihrer Höhe nach 
nicht übersehen werden. Der Ansatz mußte daher 
geschätzt und die gegenüber dem Ansatz ent- 
—38 997 052, oz stehenden Mehrausgaben überplanmäßig geleiset 
326 516 002,46 werden. 


Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten — 

1 33 55 000 000, — 14 072 042,01 Kriegsfolgenhilfe. Kosten der sonstigen Durch- 

gangs- und Wohnlager. 

Die Kosten sind durch Neueinrichtung und Erwei- 
terung von Lagern wegen unerwarteter stärkerer 
Zuwanderung von Flüchtlingen aus der sowje- 
tischen Besatzungszone entstanden. Die überplan- 
mäßige Ausgabe war zwangsläufig. 

Einsparung bei: 

Kap. 1 Tit. 31 8 343 768,54 DM 

| Kap. 1 Tit. 32 5 728 273,47 DM. 

, 

2 32 10 000 000, — 361 334,34 Umsiedlung und Auswanderung. 

Kosten der Auswanderung von Kriegsfolgenhilfe- 
empfängern. 

Die Mehrausgabe beruht darauf, daß die IRO am 
! 31. Dezember 1951 ihre Tätigkeit einstellte. Die bis 

dahin von dieser Organisation unterhaltenen Aus- 
wandererlager München (Funkkaserne), Bremen- 
| Grohn und Bremen-Lesum gingen deshalb am 
1. Januar 1952 in deutsche Verwaltung über. Im 
I Haushalt 1951 waren aber Mittel zur Deckung die- 
j ses Mehrbedarfs nicht veranschlagt. 

I Einsparung bei Kap. 2 Tit. 31. 
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(Fortsetzung Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten 


4 4B 4 000 000,- 


373 786,87 Kriegsopferversorgung. 

Zuschuß zu den persönlichen Kosten der Ver- 
sorgungsverwaltung im Lande Berlin. 

Notwendige Organisationsänderungen führten zu 
i einer Erhöhung des Personalbedarfs. Der dem Vor- 
anschlag zum Nachtragshaushaltsplan 1951 zu- 
grunde gelegte Betrag reichte daher nicht aus und 
mußte um 373 786,87 DM überschritten werden. 
Die Mehrausgabe ist zur Befriedigung eines un- 
abweisbaren Bedürfnisses unbedingt erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 31 B. 


440 000, j 93 932,40 1 Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 

Angestellte. 

| Die Versetzungen sind in größerer Zahl vorgenom- 
j men worden, als vorauszusehen war. Die Aus^ 
gäbe war daher zwangsläufig. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 10. 


30 000,- 


25 108,93 


11 B i 


1 500 000,- 


702 ooo,— : 


Kriegsopferversorgung. 

Abfindungen und Übergangsgelder. 

Bei der Veranschlagung des Haushaltsansatzes für 
1951 konnte die durch Organisationsänderungen 
notwendig werdende Zahlung von Abfindungen 
und Übergangsgeldern noch nicht in vollem Um- 
fange überblickt und dementsprechend berücksich- 
tigt werden. Die Mehrausgabe ist zwangsläufig. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 6. 


Zuschuß zu den sächlichen Kosten der Versorgungs- 
verwaltung im Lande Berlin. 

Bei der Feststellung des Haushaltsansatzes zu Be- 
ginn des Rechnungsjahres 1951 standen keine 
geeigneten Unterlagen für die Berechnung des 
voraussichtlichen Bedarfs zur Verfügung, da die 
Versorgungsverwaltung in Berlin erst im Ent- 
stehen war. Infolge Mehrung der Ausgaben durch 
Organisationsänderungen, Umanerkennungen der 
Versorgungsbezüge nach dem BVG sowie Preis- 
steigerungen hat sich erwiesen, daß der dem Vor- 
anschlag zum Nachtragshaushaltsplan 1951 zu- 
grunde gelegte Betrag nicht ausreicht und daher 
der Haushaltsansatz um 702 000 DM überschritten 
werden mußte. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 31 B. 
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(Fortsetzung Einzelplan XXYI — Soziale Kriegsfolgelasten — ) 


4 I 14 | 4 051 000,— 


4 1 14 a 


6 702 000,- 


4 


31 


2 400 630 000,— 


4 


37 


6 000 000 ,— 


Kriegsopferversorgung. 

Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 
Kosten für private Fernsprechanlagen. 

Bei der Festsetzung des Haushaltsansatzes für 1951 
konnten die durch Organisationsänderungen, Er- 
weiterungsbauten sowie Preissteigerungen ent- 
stehenden Ausgabenerhöhungen noch nicht über- 
sehen werden. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 20. 

Kosten der Auszahlung der Versorgungsbezüge 
durch die Bundespost. 

Durch die Erledigung einer großen Anzahl von 
Neuanträgen hat die Zahl der Empfänger von Ver- 
sorgungsrenten zugenommen. Infolgedessen haben 
sich die durch die Auszahlungen der Renten durch 
die Bundespost entstehenden Aufwendungen 
zwangsläufig erhöht. Die dadurch entstandene 
Überschreitung des Ansatzes beträgt: 88 843,76 DM. 
Einsparung bei Kap. 4 Tit. 20. 

Kriegsopferversorgung. 

V ersorgungsbezüge. 

Bei der Festsetzung des Haushaltsansatzes für 1951 
konnten die im Zuge der fortschreitenden Um- 
anerkennung der Versorgungsbezüge nach dem 
BVG sich steigernden Ausgaben nicht gänzlich in 
ihrer endgültigen Auswirkung übersehen werden. 
Durch die infolge Umanerkennung für die Zeit 
vom 1. Oktober 1950 bis 31. März 1951 zu leisten- 
; den Nachzahlungen entstand eine Überschreitung 
des Haushaltsansatzes um 84 182 059,90 DM. 
j Einsparung bei Kap. 4 Tit. 33. 

4 385 459,42 Kriegsopferversorgung. 

| Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
; gefangenen. 

i Gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Unterhalts- 
hilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen vom 
13. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 204) erhalten die 
Angehörigen von Kriegsgefangenen als Unterhalts- 
■ beihilf e die gleichen Leistungen wie die Kriegs- 
hinterbliebenen nach dem BVG. Die Beihilfen 
waren daher nach dem Inkrafttreten des BVG wie 
die Versorgungsbezüge umanzuerkennen. Durch 
die unvorhergesehene große Anzahl von Neu- 
anträgen und die infolge Umanerkennung einge- 
tretene Erhöhung der einzelnen Unterhalts- 
beihilfen reichte der für das Rechnungsjahr 1951 
i vorgesehene Betrag nicht aus. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 33. 


18 910,58 


88 843,761 


! 

I 


84 182 059,90 
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